- Info via SVD -

Herr RA Dr. Fuellmich schreibt in einer mail vom 25.10.05 um 17:54 Uhr:

-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+-+ 
----- Original Message ----- 
From: "newsletter www.fuellmich.com" <info@fuellmich.com> 
To: <svdmail@s-vd.de> 
Sent: Tuesday, October 25, 2005 5:54 PM 
Subject: Newsletter Fuellmich 25.10.2005 


Sehr geehrte Damen und Herren,

-----------------------------------------------------------------------
EuGH von heute in den Haustuerfaellen
-----------------------------------------------------------------------

Der EuGH hat soeben seine Pressemitteilung sowie die beiden Volltexte der Entscheidungen betreffend die Bochumer und die Bremer Vorlagefragen veroeffentlicht.

Das Wichtigste in aller Kuerze: 


I. Das "anbieterinitiierte Geschaeft" steht im Vordergrund und bildet den Einstieg in diese Faelle
Fuer uns von ueberragender Bedeutung bleibt der Umstand, dass der Einstieg in diese Faelle der Begriff des sogenannten "anbieterinitiierten Geschaefts" ist: Es muss also im Gericht festgestellt werden, von wem die Initiative zu dem Geschaeft ausging. Waren es wirklich die Verbraucher, die eines Morgens ueberraschend aufwachten und sich dazu entschlossen, allesamt Vermitttler zu sich zu bestellen, die ihnen in ein und demselben Objekt Schrottwohnungen nebst Darlehen (rein zufaellig) auch ein und derselben Bank vermittelten, oder war es umgekehrt: Hatten Bank, Verkaeufer und Vertrieb/Treuhaender das Betrugsgeschaeft zuvor in allen Details miteinander verabredet und entsandten dann Bank und Verkaeufer den Vertrieb mit dem Auftrag Wohnungen und Darlehen den Verbrauchern anzudienen? 


II. Kein Zurechnungskriterium: Verbraucher muss nicht nachweisen, dass Bank wusste oder wissen musste, dass Verbraucher vom Finanzierungsvermittler in Haustuersituation aufgesucht wird
Wie schon vom Generalanwalt vorab festgestellt, hat nun auch der EuGH bestaetigt, dass es allein auf das objektive Vorliegen/Ausnutzen einer Haustuersituation beim Verbraucher ankommt. Der Verbraucher muss dann fuer die Ausuebung seines Widerrufsrechts nicht nachweisen, dass die Bank wusste oder wissen musste, dass ihr Darlehensvermittler in einer Haustuersituation vorging, bzw. vorgehen wuerde.


III. Die fehlende Belehrung ueber das Widerrufsrecht stellt eine Pflichtverletzung der Bank im Sinne der uns altbekannten c.i.c. dar.
Die Nichtbelehrung ueber das Widerrufsrecht verhindert, dass der Verbraucher ueberhaupt weiss, dass er ein Widerrufsrecht hat. Diese Nichtbelehrung stellt nach Auffassung des EuGH eine Pflichtverletzung dar. Ab hier wird es etwas kryptisch. Im Ergebnis aber stellt der EuGH folgendes fest (woertliches Zitat aus der Pressemitteilung): 

"Waere der Verbraucher naemlich vom Kreditinstitut recht rechtzeitig belehrt worden, so haette er seine Entscheidung, den Darlehensvertrag zu schliessen, rueckgaengig machen koennen und haette gegebenenfalls spaeter den notariellen Kaufvertrag nicht geschlossen. Dadurch haette er es vermeiden koennen, sich den Risiken auszusetzen, dass die Immobilie zum Zeitpunkt des Kaufes zu hoch bewertet wird, dass sich die veranschlagten Mieteinnahmen nicht erzielen lassen und dass sich die Erwartungen in Bezug auf die Entwicklung des Immobilienpreises als falsch erweisen. Es ist Sache des nationalen Gesetzgebers und der nationalen Gerichte, den Schutz des Verbrauchers vor den Folgen der Verwirklichung dieser Risiken zu gewaehrleisten."
Das bedeutet nach unserer Einschaetzung, dass nach einem wirksamen Widerruf eines ohne Belehrung aufgrund einer Haustuersituation geschlossenen Darlehensvertrages der Verbraucher auf jeden Fall die von ihm geleisteten Zinsen zurueckfordern kann. Wir meinen, dass er auch den Darlehensbetrag selbst nicht zurueckzahlen muss. Wenn er die Valuta nicht empfangen hat (weil z.B. ein unter Verstoss gegen das RBerG handelnder Bevollmaechtigter sie empfing), muss er sie ohnehin nicht zurueckzahlen. Aber auch wenn das Geld auf seine (des Verbrauchers) Anweisung an den Verkaeufer gezahlt wurde, muss er nichts zurueckzahlen. Denn: Ohne die Pflichtverletzung, d.h. bei rechtzeitiger Belehrung, haette er widerrufen und es waere gar nicht erst zur Auszahlung des Darlehens gekommen.

Betreffend den Kaufvertrag bedeutet dies: Wenn der Kaufvertrag erst nach der Unterzeichung des Darlehensvertrages geschlossen wurde, haette er sich bei rechtzeitiger Belehrung ueber das Widerrufsrecht betreffend das Darlehen auch vom Kaufvertrag loesen koennen.

War der KV vorher geschlossen, kriegen wir ihn ueber § 138 BGB (sittenwidrige Ueberteuerung) schon nach der Rspr. des XI. Senats kaputt.

Mit freundlichen Gruessen

Reiner Fuellmich

----------------------------------------------------------
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------------------ ENDE TEXT ---------------------- 

Besten Dank, Herr Dr. Fuellmich! 

Mit freundlichem Gruß
L.B. Werner
(Vors. des SVD) 
